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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII – 513b

im Bezirk Spandau, Ortsteil Haselhorst

Vom 27. Februar 2007

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII-513b vom 14. Juli 2006 für eine Teil-
fläche der Wasserstadt Berlin-Oberhavel westlich der Daumstraße,
südlich der Kleinen Eiswerderstraße und nördlich des Stadions
Haselhorst im Bezirk Spandau von Berlin, Ortsteil Haselhorst, wird
festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz,
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen,
Planen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh-
nungsaufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. Februar 2007

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII – 524a

im Bezirk Spandau, Ortsteil Haselhorst

Vom 27. Februar 2007

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 3316), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der
Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird ver-
ordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII – 524a vom 14. Juli 2006 für eine Teil-
fläche der Wasserstadt Berlin-Oberhavel zwischen Ruppiner-See-
Straße, Plauer-See-Straße, Daumstraße und der Straße An den Rohr-
bruchwiesen sowie die Plauer-See-Straße und einen Abschnitt der
Ruppiner-See-Straße im Bezirk Spandau, Ortsteil Haselhorst, wird
festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz,
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen,
Planen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh-
nungsaufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über
1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit

etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. Februar 2007

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII – 524b

im Bezirk Spandau, Ortsteil Haselhorst

Vom 27. Februar 2007

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 3316), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII – 524b vom 14. Juli 2006 für eine Teil-
fläche der Wasserstadt Berlin-Oberhavel zwischen Rhenaniastraße,
Daumstraße, Plauer-See-Straße, Ruppiner-See-Straße und der Straße
Am Havelgarten sowie einen Abschnitt der Ruppiner-See-Straße,
Am Havelgarten und Rhenaniastraße im Bezirk Spandau, Ortsteil
Haselhorst, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Span-
dau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz, Ver-
messungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Pla-
nen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungs-
aufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über
1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit

etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. Februar 2007

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 63. Jahrgang Nr. 22 20. September 2007 317

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VIII – 530

im Bezirk Spandau, Ortsteil Haselhorst

Vom 27. Februar 2007

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 3316), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und § 11 Abs. 1 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan VIII – 530 vom 14. Juli 2006 für eine Teil-
fläche der Wasserstadt Berlin-Oberhavel zwischen Daumstraße, der
südlichen Grenze der Schwielowseestraße und ihrer westlichen Ver-
längerung bis zur Havel und der Havel im Bezirk Spandau, Ortsteil
Haselhorst, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen und Umweltschutz,
Vermessungsamt, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans
können beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen,
Planen und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Woh-
nungsaufsichtsamt, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215
Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. Februar 2007

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 BauGB

für das Gebiet Wohnanlage Dammweg 5 – 117
im Bezirk Treptow-Köpenick von Berlin, Ortsteil Plänterwald

Vom 27. August 2007

Auf Grund des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Baugesetzbuchs
(BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 30 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692),
wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der anliegenden Karte im Maßstab
1 : 1000 mit einer durchbrochenen Linie eingegrenzte Gebiet. Es
wird begrenzt im Nordosten durch die nordöstliche Begrenzung der
Reihenhauszeile Dammweg 5 bis 17 (Flurstücke 47 bis 53), im
Südosten durch die südöstliche Grenze der Flurstücke 104 und 109
sowie der Verbindungslinie zwischen beiden Flurstücken, im Süd-
westen durch die südwestliche Grenze der Flurstücke 95 bis 103 und
109 sowie im Nordwesten durch die nordwestlichen Begrenzungen
der Flurstücke 95, 110, 86, 111, 79, 35, 72, 106, 63, 107, 54, 108 und
47 im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Plänterwald. Die Innen-
kante der durchbrochenen Linie bildet die Gebietsgrenze. Die Karte
ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 2
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes aufgrund
seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem in § 1 bezeichneten
Gebiet der Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. Die Genehmigung
zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung baulicher
Anlagen darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung baulicher Anlagen
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebie-
tes durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

§ 3
Zuständigkeit

Die Genehmigung wird durch das Bezirksamt Treptow-Köpenick
von Berlin erteilt.

§ 4
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine Verletzung der im Gesetz zur Ausführung des Baugesetz-
buchs enthaltenen Verfahrens- oder Formvorschriften  innerhalb
von zwei Jahren oder

2. beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3
Satz 2 des Baugesetzbuchs innerhalb von einem Jahr

seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem
Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin geltend machen. Der
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden  die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie die beacht-
lichen Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs und § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des
Baugesetzbuchs unbeachtlich.
(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die Ver-
kündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden
sind.

§ 5
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich dieser Verordnung
ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung rückbaut oder
ändert, handelt gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 des Baugesetzbuchs
ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Abs. 2 des Baugesetzbuchs
mit einer Geldbuße belegt werden.

§ 6
Ausnahmen

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Nr. 2
des Baugesetzbuchs bezeichneten Zwecken dienen und nicht auf die
in § 26 Nr. 3 des Baugesetzbuchs bezeichneten Grundstücke. Das
Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin unterrichtet die Bedarfs-
träger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsichtigt ein
Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne von § 2,
hat er dies dem Bezirksamt anzuzeigen.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 27. August 2007

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

Gabriele S c h ö t t l e r Rainer H ö l m e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
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Erste Verordnung
zur Änderung der Berliner Juristenausbildungsordnung

Vom 4. September 2007

Auf Grund des § 24 des Berliner Juristenausbildungsgesetzes
vom 23. Juni 2003 (GVBl. S. 232), das zuletzt durch Artikel I des
Gesetzes vom 9. Juni 2004 (GVBl. S. 237) geändert worden ist, wird
verordnet:

Artikel I
Dem § 5 Abs. 3 der Berliner Juristenausbildungsordnung vom

4. August 2003 (GVBl. S. 298), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes
vom 19. Mai 2004 (GVBl. S. 218) geändert worden ist, werden
folgende Sätze 2 bis 4 angefügt:
„Wer während des letzten Studienhalbjahres vor der Meldung zur
Prüfung an der Humboldt-Universität zu Berlin in der Studien-
variante „Europäischer Jurist“ im Studiengang Rechtswissenschaft
mit dem Abschluss „Erste juristische Prüfung“ immatrikuliert war,
bearbeitet anstelle einer der Aufgaben aus einem der Pflichtfächer
eine Aufgabe aus dem Europarecht (Europäisches Verfassungs-,
Wirtschafts-, Vertrags-, Strafrecht). Der Prüfling trifft mit der
Anmeldung zur Prüfung die Wahl, aus welchem Pflichtfach eine
Aufgabe entfällt. Trifft er keine Wahl, so entfällt eine Aufgabe mit
Schwerpunkt im Strafrecht.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. September 2007

Senatsverwaltung für Justiz

Gisela  v o n  d e r  A u e


